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10.8.2022 

Roland Rosenow 

Synopse Artikel 5 & 9 - SGB XII & VO zu § 90 SGB XII) 

zum Entwurf eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Gesetze - Einführung eines Bürgergeldes (Bürgergeld-Gesetz) 

Hinweise zur Benutzung: 

In der linken Spalte findet sich das vollständige SGB II in der vom 1.7.2022 bis zum 31.12.2023 
geltenden Fassung (Neufassung s. BGBl. I. 2011, S. 850; zuletzt geändert durch G. v. 19.6.2022, 
BGBl. I., S. 921; Änderungen durch Art. 2 dieses Gesetzes sind berücksichtigt). Passagen, die 
gestrichen werden sollen, sind rot gefärbt. Texte, die im neuen Gesetz an anderer Stelle stehen 
sollen (verschoben), sind lila gefärbt. Texte, die nur redaktionell geändert werden sollen, sind 
dunkelblau gefärbt.  

In der rechten Spalte sind nur die Nummern und Überschriften der Vorschriften wiedergegeben, in 
denen Änderungen vorgenommen worden sind. Texte, die neu sind, sind grün gefärbt. Texte, die im 
neuen Gesetz an anderer Stelle stehen sollen (verschoben), sind auch hier lila gefärbt. Texte, die 
nur redaktionell geändert werden sollen, sind auch hier dunkelblau gefärbt. 

An einigen Stellen sind in [] Hinweise eingefügt; diese sind blau gefärbt.  

grün: neu eingefügt 

rot: gestrichen 

lila: verschobene Passagen 

dunkelblau: Redaktionelle Umformulierungen ohne Änderung der Bedeutung 

blau: Hinweise 

 Aktuelle Vorschrift RefE 21.7.2022 18:17 

Art. 5 SGB XII SGB XII 

2. § 11 Beratung und Unterstützung, Aktivierung § 11 Beratung und Unterstützung 

2. (1) Zur Erfüllung der Aufgaben dieses Buches werden die 
Leistungsberechtigten beraten und, soweit erforderlich, 
unterstützt. 

 

2. (2) 1Die Beratung betrifft die persönliche Situation, den 
Bedarf sowie die eigenen Kräfte und Mittel sowie die 
mögliche Stärkung der Selbsthilfe zur aktiven Teilnahme 
am Leben in der Gemeinschaft und zur Überwindung der 
Notlage. 2Die aktive Teilnahme am Leben in der 
Gemeinschaft umfasst auch ein gesellschaftliches 
Engagement. 3Zur Überwindung der Notlage gehört 
auch, die Leistungsberechtigten für den Erhalt von 
Sozialleistungen zu befähigen. 4Die Beratung umfasst 
auch eine gebotene Budgetberatung. 

(2) 1Die Beratung betrifft die persönliche Situation, den 
Bedarf sowie die eigenen Kräfte und Mittel sowie die 
mögliche Stärkung der Selbsthilfe zur aktiven Teilnahme 
am Leben in der Gemeinschaft und zur Überwindung der 
Notlage. 2Die aktive Teilnahme am Leben in der 
Gemeinschaft umfasst auch ein gesellschaftliches 
Engagement. 3Zur Überwindung der Notlage gehört 
auch, die Leistungsberechtigten für den Erhalt von 
Sozialleistungen zu befähigen. 4Die Beratung umfasst 
auch eine gebotene Budgetberatung nach § 29 des 
Neunten Buches. 5Leistungsberechtigte nach dem Dritten 
und Vierten Kapitel erhalten die gebotene Beratung für 
den Umgang mit dem durch den Regelsatz zur Verfügung 
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gestellten monatlichen Pauschalbetrag (§ 27a Absatz 3 
Satz 2). [s. Abs. 3 S. 5 aF] 

2. (3) 1Die Unterstützung umfasst Hinweise und, soweit 
erforderlich, die Vorbereitung von Kontakten und die 
Begleitung zu sozialen Diensten sowie zu Möglichkeiten 
der aktiven Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft 
unter Einschluss des gesellschaftlichen Engagements. 
2Soweit Leistungsberechtigte zumutbar einer Tätigkeit 
nachgehen können, umfasst die Unterstützung auch das 
Angebot einer Tätigkeit sowie die Vorbereitung und 
Begleitung der Leistungsberechtigten. 3Auf die 
Wahrnehmung von Unterstützungsangeboten ist 
hinzuwirken. 4Können Leistungsberechtigte durch 
Aufnahme einer zumutbaren Tätigkeit Einkommen 
erzielen, sind sie hierzu sowie zur Teilnahme an einer 
erforderlichen Vorbereitung verpflichtet. 
5Leistungsberechtigte nach dem Dritten und Vierten 
Kapitel erhalten die gebotene Beratung für den Umgang 
mit dem durch den Regelsatz zur Verfügung gestellten 
monatlichen Pauschalbetrag (§ 27a Absatz 3 Satz 2) 
[s. Abs. 2 S. 5 nF] 

(3) Die Unterstützung umfasst Hinweise und, soweit 
erforderlich, die Vorbereitung von Kontakten und die 
Begleitung zu sozialen Diensten sowie zu Möglichkeiten 
der aktiven Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft 
unter Einschluss des gesellschaftlichen Engagements. 
2Soweit Leistungsberechtigte den Wunsch äußern, einer 
Tätigkeit nachgehen zu wollen, umfasst die 
Unterstützung nach der Maßgabe von § 12 Absatz 1 auch 
die Vorbereitung sowie zusätzlich die Begleitung der 
Leistungsberechtigten. 3Äußern Leistungsberechtigte 
nach Satz 2 den Wunsch, durch die Aufnahme einer 
zumutbaren Tätigkeit Einkommen zu erzielen, können sie 
hierbei durch Angebote von geeigneten Maßnahmen für 
eine erforderliche Vorbereitung unterstützt werden. 

2. (4) 1Den Leistungsberechtigten darf eine Tätigkeit nicht 
zugemutet werden, wenn 

 

2. 1. sie wegen Erwerbsminderung, Krankheit, Behinderung 
oder Pflegebedürftigkeit hierzu nicht in der Lage sind 
oder 

 

2. 2. sie ein der Regelaltersgrenze der gesetzlichen 
Rentenversicherung (§ 35 des Sechsten Buches) 
entsprechendes Lebensalter erreicht oder überschritten 
haben oder 

 

2. 3. der Tätigkeit ein sonstiger wichtiger Grund 
entgegensteht. 

 

2. 2Ihnen darf eine Tätigkeit insbesondere nicht zugemutet 
werden, soweit dadurch die geordnete Erziehung eines 
Kindes gefährdet würde. 3Die geordnete Erziehung eines 
Kindes, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, ist in der 
Regel nicht gefährdet, soweit unter Berücksichtigung der 
besonderen Verhältnisse in der Familie der 
Leistungsberechtigten die Betreuung des Kindes in einer 
Tageseinrichtung oder in Tagespflege im Sinne der 
Vorschriften des Achten Buches sichergestellt ist; die 
Träger der Sozialhilfe sollen darauf hinwirken, dass 
Alleinerziehenden vorrangig ein Platz zur 
Tagesbetreuung des Kindes angeboten wird. 4Auch sonst 
sind die Pflichten zu berücksichtigen, die den 
Leistungsberechtigten durch die Führung eines Haushalts 
oder die Pflege eines Angehörigen entstehen. 

 

2. (5) 1Auf die Beratung und Unterstützung von Verbänden 
der freien Wohlfahrtspflege, von Angehörigen der 
rechtsberatenden Berufe und von sonstigen Stellen ist 
zunächst hinzuweisen. 2Ist die weitere Beratung durch 
eine Schuldnerberatungsstelle oder andere 
Fachberatungsstellen geboten, ist auf ihre 
Inanspruchnahme hinzuwirken. 3Angemessene Kosten 
einer Beratung nach Satz 2 sollen übernommen werden, 

(4) 1Auf die Beratung und Unterstützung von Verbänden 
der freien Wohlfahrtspflege, von Angehörigen der 
rechtsberatenden Berufe und von sonstigen Stellen ist 
zunächst hinzuweisen. 2Ist die weitere Beratung durch 
eine Schuldnerberatungsstelle oder andere 
Fachberatungsstellen geboten, ist auf ihre 
Inanspruchnahme hinzuwirken. 3Angemessene Kosten 
einer Beratung nach Satz 2 sollen übernommen werden, 
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wenn eine Lebenslage, die Leistungen der Hilfe zum 
Lebensunterhalt erforderlich macht oder erwarten lässt, 
sonst nicht überwunden werden kann; in anderen Fällen 
können Kosten übernommen werden. 4Die 
Kostenübernahme kann auch in Form einer 
pauschalierten Abgeltung der Leistung der 
Schuldnerberatungsstelle oder anderer 
Fachberatungsstellen erfolgen. 

wenn eine Lebenslage, die Leistungen der Hilfe zum 
Lebensunterhalt erforderlich macht oder erwarten lässt, 
sonst nicht überwunden werden kann; in anderen Fällen 
können Kosten übernommen werden. 4Die 
Kostenübernahme kann auch in Form einer 
pauschalierten Abgeltung der Leistung der 
Schuldnerberatungsstelle oder anderer 
Fachberatungsstellen erfolgen. 

3. § 12 Leistungsabsprache § 12 Vorbereitung und Vereinbarung 

3. 1Vor oder spätestens bis zu vier Wochen nach Beginn 
fortlaufender Leistungen sollen in einer schriftlichen 
Leistungsabsprache die Situation der 
leistungsberechtigten Personen sowie gegebenenfalls 
Wege zur Überwindung der Notlage und zu gebotenen 
Möglichkeiten der aktiven Teilnahme in der 
Gemeinschaft gemeinsam festgelegt und die 
Leistungsabsprache unterzeichnet werden. 2Soweit es 
auf Grund bestimmbarer Bedarfe erforderlich ist, ist ein 
Förderplan zu erstellen und in die Leistungsabsprache 
einzubeziehen. 3Sind Leistungen im Hinblick auf die sie 
tragenden Ziele zu überprüfen, kann dies in der 
Leistungsabsprache näher festgelegt werden. 4Die 
Leistungsabsprache soll regelmäßig gemeinsam 
überprüft und fortgeschrieben werden. 5Abweichende 
Regelungen in diesem Buch gehen vor. 

(1) 1Die erforderlichen Vorbereitungen für die Aufnahme 
einer Tätigkeit nach § 11 Absatz 3 Satz 2 und 3 können 
insbesondere Maßnahmen umfassen, die geeignet und 
angemessen sind, Einschränkungen aufgrund einer vollen 
Erwerbsminderung, einer Krankheit, Behinderung oder 
Pflegebedürftigkeit soweit auszugleichen oder zu 
vermindern, dass sie der Ausübung einer Tätigkeit nicht 
entgegenstehen. 2Satz 1 gilt entsprechend bei 
Einschränkungen, die sich aus der Pflege eines 
Angehörigen ergeben. 3Maßnahmen nach Satz 1 können 
auch die Vermittlung der Betreuung eines Kindes in einer 
Tageseinrichtung oder in Tagespflege im Sinne der 
Vorschriften des Achten Buches umfassen. 

3.  (2) 1Der zuständige Träger der Sozialhilfe kann mit 
Zustimmung der leistungsberechtigten Person eine 
schriftliche, unverbindliche Vereinbarung über die 
angestrebte Tätigkeit, die zur Erreichung hierfür als 
erforderlich angesehene Unterstützung nach § 11 
Absatz 3 sowie die unterstützenden Maßnahmen nach 
Absatz 1 treffen. 2Wird eine Vereinbarung nach Satz 1 
abgeschlossen, soll diese in geeignetem zeitlichem 
Abstand gemeinsam überprüft und gegebenenfalls 
angepasst werden; dies umfasst auch die Überprüfung 
der Erreichbarkeit des angestrebten Ziels. 

 § 23 Sozialhilfe für Ausländerinnen und Ausländer § 23 Sozialhilfe für Ausländerinnen und Ausländer 

 (1) 1Ausländern, die sich im Inland tatsächlich aufhalten, 
ist Hilfe zum Lebensunterhalt, Hilfe bei Krankheit, Hilfe 
bei Schwangerschaft und Mutterschaft sowie Hilfe zur 
Pflege nach diesem Buch zu leisten. 2Die Vorschriften des 
Vierten Kapitels bleiben unberührt. 3Im Übrigen kann 
Sozialhilfe geleistet werden, soweit dies im Einzelfall 
gerechtfertigt ist. 4Die Einschränkungen nach Satz 1 
gelten nicht für Ausländer, die im Besitz einer 
Niederlassungserlaubnis oder eines befristeten 
Aufenthaltstitels sind und sich voraussichtlich dauerhaft 
im Bundesgebiet aufhalten. 5Rechtsvorschriften, nach 
denen außer den in Satz 1 genannten Leistungen auch 
sonstige Sozialhilfe zu leisten ist oder geleistet werden 
soll, bleiben unberührt. 

 

 (2) Leistungsberechtigte nach § 1 des 
Asylbewerberleistungsgesetzes erhalten keine 
Leistungen der Sozialhilfe. 
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 (3) 1Ausländer und ihre Familienangehörigen erhalten 
keine Leistungen nach Absatz 1 oder nach dem Vierten 
Kapitel, wenn 

 

 
1. sie weder in der Bundesrepublik Deutschland 
Arbeitnehmer oder Selbständige noch auf Grund des § 2 
Absatz 3 des Freizügigkeitsgesetzes/EU 
freizügigkeitsberechtigt sind, für die ersten drei Monate 
ihres Aufenthalts, 

 

 2. sie kein Aufenthaltsrecht haben oder sich ihr 
Aufenthaltsrecht allein aus dem Zweck der Arbeitsuche 
ergibt oder 

 

 3. sie eingereist sind, um Sozialhilfe zu erlangen.  

 2Satz 1 Nummer 1 und 3 gilt nicht für Ausländerinnen 
und Ausländer, die sich mit einem Aufenthaltstitel nach 
Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten. 3Hilfebedürftigen 
Ausländern, die Satz 1 unterfallen, werden bis zur 
Ausreise, längstens jedoch für einen Zeitraum von einem 
Monat, einmalig innerhalb von zwei Jahren nur 
eingeschränkte Hilfen gewährt, um den Zeitraum bis zur 
Ausreise zu überbrücken (Überbrückungsleistungen); die 
Zweijahresfrist beginnt mit dem Erhalt der 
Überbrückungsleistungen nach Satz 3. 4Hierüber und 
über die Möglichkeit der Leistungen nach Absatz 3a sind 
die Leistungsberechtigten zu unterrichten. 5Die 
Überbrückungsleistungen umfassen: 

 

 1. Leistungen zur Deckung der Bedarfe für Ernährung 
sowie Körper- und Gesundheitspflege, 

 

4.  2. Leistungen zur Deckung der Bedarfe für Unterkunft 
und Heizung in angemessener Höhe, einschließlich der 
Bedarfe nach § 35 Absatz 4 und § 30 Absatz 7, 

2. Leistungen zur Deckung der Bedarfe für Unterkunft 
und Heizung in angemessener Höhe nach § 35 und § 35a, 
einschließlich der Bedarfe nach § 30 Absatz 7, 

 3. die zur Behandlung akuter Erkrankungen und 
Schmerzzustände erforderliche ärztliche und 
zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung 
mit Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur 
Genesung, zur Besserung oder zur Linderung von 
Krankheiten oder Krankheitsfolgen erforderlichen 
Leistungen und 

 

 4. Leistungen nach § 50 Nummer 1 bis 3.  

 6Soweit dies im Einzelfall besondere Umstände 
erfordern, werden Leistungsberechtigten nach Satz 3 zur 
Überwindung einer besonderen Härte andere Leistungen 
im Sinne von Absatz 1 gewährt; ebenso sind Leistungen 
über einen Zeitraum von einem Monat hinaus zu 
erbringen, soweit dies im Einzelfall auf Grund besonderer 
Umstände zur Überwindung einer besonderen Härte und 
zur Deckung einer zeitlich befristeten Bedarfslage 
geboten ist. 7Abweichend von Satz 1 Nummer 2 erhalten 
Ausländer und ihre Familienangehörigen Leistungen nach 
Absatz 1 Satz 1 und 2, wenn sie sich seit mindestens fünf 
Jahren ohne wesentliche Unterbrechung im 
Bundesgebiet aufhalten; dies gilt nicht, wenn der Verlust 
des Rechts nach § 2 Absatz 1 des 
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Freizügigkeitsgesetzes/EU festgestellt wurde. 8Die Frist 
nach Satz 7 beginnt mit der Anmeldung bei der 
zuständigen Meldebehörde. 9Zeiten des nicht 
rechtmäßigen Aufenthalts, in denen eine Ausreisepflicht 
besteht, werden auf Zeiten des tatsächlichen Aufenthalts 
nicht angerechnet. 10Ausländerrechtliche Bestimmungen 
bleiben unberührt. 

 (3a) 1Neben den Überbrückungsleistungen werden auf 
Antrag auch die angemessenen Kosten der Rückreise 
übernommen. 2Satz 1 gilt entsprechend, soweit die 
Personen allein durch die angemessenen Kosten der 
Rückreise die in Absatz 3 Satz 5 Nummer 1 und 2 
genannten Bedarfe nicht aus eigenen Mitteln oder mit 
Hilfe Dritter decken können. 3Die Leistung ist als 
Darlehen zu erbringen. 

 

 (4) Ausländer, denen Sozialhilfe geleistet wird, sind auf 
für sie zutreffende Rückführungs- und 
Weiterwanderungsprogramme hinzuweisen; in 
geeigneten Fällen ist auf eine Inanspruchnahme solcher 
Programme hinzuwirken. 

 

 (5) 1Hält sich ein Ausländer entgegen einer räumlichen 
Beschränkung im Bundesgebiet auf oder wählt er seinen 
Wohnsitz entgegen einer Wohnsitzauflage oder einer 
Wohnsitzregelung nach § 12a des Aufenthaltsgesetzes im 
Bundesgebiet, darf der für den Aufenthaltsort örtlich 
zuständige Träger nur die nach den Umständen des 
Einzelfalls gebotene Leistung erbringen. 2Unabweisbar 
geboten ist regelmäßig nur eine Reisebeihilfe zur 
Deckung des Bedarfs für die Reise zu dem Wohnort, an 
dem ein Ausländer seinen Wohnsitz zu nehmen hat. 3In 
den Fällen des § 12a Absatz 1 und 4 des 
Aufenthaltsgesetzes ist regelmäßig eine Reisebeihilfe zu 
dem Ort im Bundesgebiet zu gewähren, an dem der 
Ausländer die Wohnsitznahme begehrt und an dem seine 
Wohnsitznahme zulässig ist. 4Der örtlich zuständige 
Träger am Aufenthaltsort informiert den bislang örtlich 
zuständigen Träger darüber, ob Leistungen nach Satz 1 
bewilligt worden sind. 5Die Sätze 1 und 2 gelten auch für 
Ausländer, die eine räumlich nicht beschränkte 
Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 23a, 24 Absatz 1 oder 
§ 25 Absatz 4 oder 5 des Aufenthaltsgesetzes besitzen, 
wenn sie sich außerhalb des Landes aufhalten, in dem 
der Aufenthaltstitel erstmals erteilt worden ist. 6Satz 5 
findet keine Anwendung, wenn der Wechsel in ein 
anderes Land zur Wahrnehmung der Rechte zum Schutz 
der Ehe und Familie nach Artikel 6 des Grundgesetzes 
oder aus vergleichbar wichtigen Gründen gerechtfertigt 
ist. 

 

 § 26 Einschränkung, Aufrechnung § 26 Einschränkung, Aufrechnung 

5. a) (1) 1Die Leistung soll bis auf das zum Lebensunterhalt 
Unerlässliche eingeschränkt werden [redaktioneller 
Fehler: Streichung im RefE „für den” statt „zum”] 

(1) 1Die Geldleistung soll eingeschränkt werden 
 

 1. bei Leistungsberechtigten, die nach Vollendung des 
18. Lebensjahres ihr Einkommen oder Vermögen 
vermindert haben in der Absicht, die Voraussetzungen 

1. bei Leistungsberechtigten, die nach Vollendung des 
18. Lebensjahres ihr Einkommen oder Vermögen 
vermindert haben in der Absicht, die Voraussetzungen 
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für die Gewährung oder Erhöhung der Leistung 
herbeizuführen, 

für die Gewährung oder Erhöhung der Leistung 
herbeizuführen, 

 2. bei Leistungsberechtigten, die trotz Belehrung ihr 
unwirtschaftliches Verhalten fortsetzen. 

2. bei Leistungsberechtigten, die trotz Belehrung ihr 
unwirtschaftliches Verhalten fortsetzen. 

5. b) 2Soweit wie möglich ist zu verhüten, dass die 
unterhaltsberechtigten Angehörigen oder andere mit 
ihnen in Haushaltsgemeinschaft lebende 
Leistungsberechtigte durch die Einschränkung der 
Leistung mitbetroffen werden. 

2In Fällen des Satzes 1 kann die monatliche Geldleistung 
um einen Betrag vermindert werden, der 30 Prozent der 
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 entspricht. 

5. c) (2) 1Die Leistung kann bis auf das jeweils Unerlässliche 
mit Ansprüchen des Trägers der Sozialhilfe gegen eine 
leistungsberechtigte Person aufgerechnet werden, wenn 
es sich um Ansprüche auf Erstattung zu Unrecht 
erbrachter Leistungen der Sozialhilfe handelt, die die 
leistungsberechtigte Person oder ihr Vertreter durch 
vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtige oder 
unvollständige Angaben oder durch pflichtwidriges 
Unterlassen veranlasst hat, oder wenn es sich um 
Ansprüche auf Kostenersatz nach den §§ 103 und 104 
handelt. 2Die Aufrechnungsmöglichkeit wegen eines 
Anspruchs ist auf drei Jahre beschränkt; ein neuer 
Anspruch des Trägers der Sozialhilfe auf Erstattung oder 
auf Kostenersatz kann erneut aufgerechnet werden. 

(2) 1Die Geldleistung kann mit Ansprüchen des Trägers 
der Sozialhilfe gegen eine leistungsberechtigte Person 
aufgerechnet werden, wenn  

5. c)  1. es sich um Ansprüche handelt, die die 
leistungsberechtigte Person oder ihr Vertreter durch 
vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtige oder 
unvollständige Angaben oder durch pflichtwidriges 
Unterlassen veranlasst hat oder 

5. c)  2. es sich um Ansprüche auf Kostenersatz nach den 
§§ 103 und 104 handelt. 

5. c)  2In Fällen des Satzes 1 kann die Aufrechnung mit einem 
monatlichen Betrag vorgenommen werden, der 30 
Prozent der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 
entspricht. 3Die Aufrechnungsmöglichkeit wegen eines 
Anspruchs ist auf drei Jahre beschränkt; ein neuer 
Anspruch des Trägers der Sozialhilfe auf Erstattung oder 
auf Kostenersatz kann erneut aufgerechnet werden. 

 (3) Eine Aufrechnung nach Absatz 2 kann auch erfolgen, 
wenn Leistungen für einen Bedarf übernommen werden, 
der durch vorangegangene Leistungen der Sozialhilfe an 
die leistungsberechtigte Person bereits gedeckt worden 
war. 

 

 (4) Eine Aufrechnung erfolgt nicht, soweit dadurch der 
Gesundheit dienende Leistungen gefährdet werden. 

 

 § 35 Bedarfe für Unterkunft und Heizung § 35 Bedarfe für Unterkunft und Heizung 

6. (1) 1Bedarfe für die Unterkunft werden in Höhe der 

tatsächlichen Aufwendungen anerkannt. 2Bedarfe für die 
Unterkunft sind auf Antrag der leistungsberechtigten 
Person durch Direktzahlung an den Vermieter oder 
andere Empfangsberechtigte zu decken. 
3Direktzahlungen an den Vermieter oder andere 
Empfangsberechtigte sollen erfolgen, wenn die 

(1) 1Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden in Höhe 
der tatsächlichen Aufwendungen anerkannt, soweit 

diese angemessen sind. 2Für die ersten zwei Jahre ab 
Beginn des Monats, für den erstmals Leistungen nach 
diesem Buch bezogen werden, werden abweichend von 
Satz 1 Bedarfe für Unterkunft und Heizung in Höhe der 
tatsächlichen Aufwendungen anerkannt (Karenzzeit); 
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zweckentsprechende Verwendung durch die 

leistungsberechtigte Person nicht sichergestellt ist. 4Das 
ist insbesondere der Fall, wenn  

[verschoben nach § 35a Abs. 3 nF] 

§ 35a Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt. Wird der 
Leistungsbezug in der Karenzzeit unterbrochen, 
verlängert sich die Karenzzeit um die Zeit ohne 
Leistungsbezug. Eine neue Karenzzeit beginnt nur, wenn 
zuvor mindestens zwei Jahre keine Leistungen nach 
diesem Kapitel, dem Vierten Kapitel oder dem Zweiten 
Buch bezogen worden sind. Bei Leistungsberechtigten, 
die in den letzten zwei Jahren vor dem Bezug von 
Leistungen nach dem Dritten oder Vierten Kapitel 
Leistungen nach dem Zweiten Buch bezogen haben, wird 
die nach § 22 Absatz 1 Satz 2 bis 4 des Zweiten Buches 
bereits in Anspruch genommene Karenzzeit für die Dauer 
der Karenzzeit nach Satz 2 bis 4 berücksichtigt. 

6. 1. Mietrückstände bestehen, die zu einer 
außerordentlichen Kündigung des Mietverhältnisses 
berechtigen, 

 

6. 2. Energiekostenrückstände bestehen, die zu einer 
Unterbrechung der Energieversorgung berechtigen, 

 

6. 3. konkrete Anhaltspunkte für ein krankheits- oder 
suchtbedingtes Unvermögen der leistungsberechtigten 
Person bestehen, die Mittel zweckentsprechend zu 
verwenden, oder 

 

6. 4. konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die im 
Schuldnerverzeichnis eingetragene leistungsberechtigte 
Person die Mittel nicht zweckentsprechend verwendet. 

 

6. 5Werden die Bedarfe für die Unterkunft und Heizung 
durch Direktzahlung an den Vermieter oder andere 
Empfangsberechtigte gedeckt, hat der Träger der 
Sozialhilfe die leistungsberechtigte Person darüber 
schriftlich zu unterrichten. [Satz 5 ersetzt durch die 
Verweisung auf § 43a Abs. 3 SGB XII in § 35a Abs. 3 Satz 1 
Halbsatz 2 nF] 

 

6.  (2) Der Träger der Sozialhilfe prüft zu Beginn der 
Karenzzeit nach Absatz 1 Satz 2 bis 5 die Angemessenheit 
der Aufwendungen für Unterkunft und Heizung. 
Übersteigen die Aufwendungen für Unterkunft und 
Heizung den der Besonderheit des Einzelfalles 
angemessenen Umfang, teilt der Träger der Sozialhilfe 
dies den Leistungsberechtigten mit dem ersten 
Bewilligungsbescheid mit und unterrichtet sie über die 
Karenzzeit nach Absatz 1 Satz 2 bis 5 sowie über das 
Verfahren nach Ablauf der Karenzzeit nach Absatz 3 
Satz 2. 

6. (2) 1Übersteigen die Aufwendungen für die Unterkunft 
den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen 
Umfang, sind sie insoweit als Bedarf der Personen, deren 
Einkommen und Vermögen nach § 27 Absatz 2 zu 

berücksichtigen sind, anzuerkennen. 2Satz 1 gilt so lange, 
als es diesen Personen nicht möglich oder nicht 
zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch 
Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu 
senken, in der Regel jedoch längstens für sechs Monate. 
3Vor Abschluss eines Vertrages über eine neue 
Unterkunft haben Leistungsberechtigte den dort 
zuständigen Träger der Sozialhilfe über die nach den 

(3) 1Übersteigen die Aufwendungen für die Unterkunft 
und Heizung den der Besonderheit des Einzelfalles 
angemessenen Umfang, sind sie insoweit als Bedarf der 
Personen, deren Einkommen und Vermögen nach § 27 

Absatz 2 zu berücksichtigen sind, anzuerkennen. 2Satz 1 
gilt nach Ablauf der Karenzzeit nach Absatz 1 Satz 2 bis 5 
solange, als es diesen Personen nicht möglich oder nicht 
zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch 
Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu 
senken, in der Regel jedoch längstens für sechs Monate. 
3Eine Absenkung der nach Absatz 1 Satz 1 
unangemessenen Aufwendungen muss nicht gefordert 
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Sätzen 1 und 2 maßgeblichen Umstände in Kenntnis zu 

setzen. 4Sind die Aufwendungen für die neue Unterkunft 
unangemessen hoch, ist der Träger der Sozialhilfe nur zur 
Übernahme angemessener Aufwendungen verpflichtet, 
es sei denn, er hat den darüber hinausgehenden 
Aufwendungen vorher zugestimmt. 
5Wohnungsbeschaffungskosten, Mietkautionen und 
Umzugskosten können bei vorheriger Zustimmung 
übernommen werden; Mietkautionen sollen als Darlehen 

erbracht werden. 6Eine Zustimmung soll erteilt werden, 
wenn der Umzug durch den Träger der Sozialhilfe 
veranlasst wird oder aus anderen Gründen notwendig ist 
und wenn ohne die Zustimmung eine Unterkunft in 
einem angemessenen Zeitraum nicht gefunden werden 
kann. [Sätze 3 bis 6 verschoben in § 35a Abs. 2 nF] 

werden, wenn diese unter Berücksichtigung der bei 
einem Wohnungswechsel zu erbringenden Leistungen 

unwirtschaftlich wäre. 4Stirbt ein Mitglied der 
Haushaltsgemeinschaft und waren die Aufwendungen 
für die Unterkunft und Heizung davor angemessen, ist 
die Senkung der Aufwendungen für die weiterhin 
bewohnte Unterkunft für die Dauer von mindestens 
zwölf Monaten nach dem Sterbemonat nicht zumutbar. 

6. (3) 1Der Träger der Sozialhilfe kann für seinen Bereich die 
Bedarfe für die Unterkunft durch eine monatliche 
Pauschale festsetzen, wenn auf dem örtlichen 
Wohnungsmarkt hinreichend angemessener freier 
Wohnraum verfügbar und in Einzelfällen die 

Pauschalierung nicht unzumutbar ist. 2Bei der 
Bemessung der Pauschale sind die tatsächlichen 
Gegebenheiten des örtlichen Wohnungsmarkts, der 
örtliche Mietspiegel sowie die familiären Verhältnisse 

der Leistungsberechtigten zu berücksichtigen. 3Absatz 2 
Satz 1 gilt entsprechend. 

(4) 1Der Träger der Sozialhilfe kann für seinen Bereich die 
Bedarfe für die Unterkunft durch eine monatliche 
Pauschale festsetzen, wenn auf dem örtlichen 
Wohnungsmarkt hinreichend angemessener freier 
Wohnraum verfügbar und in Einzelfällen die 

Pauschalierung nicht unzumutbar ist. 2Bei der 
Bemessung der Pauschale sind die tatsächlichen 
Gegebenheiten des örtlichen Wohnungsmarkts, der 
örtliche Mietspiegel sowie die familiären Verhältnisse 
der Leistungsberechtigten zu berücksichtigen. Absatz 3 
Satz 1 gilt entsprechend. 

6. (4) 1Bedarfe für Heizung und zentrale 
Warmwasserversorgung werden in tatsächlicher Höhe 

anerkannt, soweit sie angemessen sind. 2Die Bedarfe 
können durch eine monatliche Pauschale festgesetzt 

werden. 3Bei der Bemessung der Pauschale sind die 
persönlichen und familiären Verhältnisse, die Größe und 
Beschaffenheit der Wohnung, die vorhandenen 
Heizmöglichkeiten und die örtlichen Gegebenheiten zu 
berücksichtigen. 

(5) 1Bedarfe für Heizung umfassen auch Aufwendungen 

für zentrale Warmwasserversorgung. 2Die Bedarfe 
können durch eine monatliche Pauschale festgesetzt 

werden. 3Bei der Bemessung der Pauschale sind die 
persönlichen und familiären Verhältnisse, die Größe und 
Beschaffenheit der Wohnung, die vorhandenen 
Heizmöglichkeiten und die örtlichen Gegebenheiten zu 
berücksichtigen. 

6. (5) 1Leben Leistungsberechtigte in einer Unterkunft nach 
§ 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und Satz 3, sind 
Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach § 42a 

Absatz 5 und 6 anzuerkennen. 2Leben 
Leistungsberechtigte in einer sonstigen Unterkunft nach 
§ 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 sind Aufwendungen für 
Unterkunft und Heizung nach § 42a Absatz 7 
anzuerkennen. 

(6) 1Leben Leistungsberechtigte in einer Unterkunft nach 
§ 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und Satz 3, sind 
Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach § 42a 

Absatz 5 und 6 anzuerkennen. 2Leben 
Leistungsberechtigte in einer sonstigen Unterkunft nach 
§ 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 sind Aufwendungen für 
Unterkunft und Heizung nach § 42a Absatz 7 
anzuerkennen. Für die Bedarfe nach Satz 1 und 2 gilt 
Absatz 1 Satz 2 bis 5 nicht. 

6.  (7) 1Zur Beurteilung der Angemessenheit der 
Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach 
Absatz 1 Satz 1 ist die Bildung einer 

Gesamtangemessenheitsgrenze zulässig. 2Dabei kann für 
die Aufwendungen für Heizung der Wert berücksichtigt 
werden, der bei einer gesonderten Beurteilung der 
Angemessenheit der Aufwendungen für Unterkunft und 
der Aufwendungen für Heizung ohne Prüfung der 
Angemessenheit im Einzelfall höchstens anzuerkennen 

wäre. 3Absatz 3 und § 35a Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

6. (6) § 22 Absatz 11 und 12 des Zweiten Buches gilt (8) § 22 Absatz 11 und 12 des Zweiten Buches gelten 
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entsprechend. entsprechend. 

7.  § 35a Satzung 
[§ 35a aF wird zu § 35b, s.u.] 

§ 35a Aufwendungen für Instandhaltung und Reparatur, 
Aufwendungen bei Wohnungswechsel, Direktzahlung 

7.  (1) 1Als Bedarf für Unterkunft werden auch die 
unabweisbaren Aufwendungen für Instandhaltung und 
Reparatur bei selbst bewohntem Wohneigentum im 
Sinne des § 90 Absatz 2 Nummer 8 anerkannt, soweit 
diese unter Berücksichtigung der im laufenden sowie den 
darauffolgenden elf Kalendermonaten anfallenden 
Aufwendungen insgesamt angemessen sind. 
2Übersteigen die unabweisbaren Aufwendungen für 
Instandhaltung und Reparatur den Bedarf für die 
Unterkunft nach Satz 1, kann zur Deckung dieses Teils 
der Aufwendungen ein Darlehen erbracht werden, das 

dinglich gesichert werden soll. 3Für die Bedarfe nach 
Satz 1 gilt § 35 Absatz 1 Satz 2 bis 5 nicht. 

7.  (2) 1Vor Abschluss eines Vertrages über eine neue 
Unterkunft haben Leistungsberechtigte den dort 
zuständigen Träger der Sozialhilfe über die nach den 
Sätzen 1 und 2 maßgeblichen Umstände in Kenntnis zu 

setzen. 2Sind die Aufwendungen für Unterkunft und 
Heizung für die neue Unterkunft unangemessen hoch, 
sind diese nur in Höhe angemessener Aufwendungen als 
Bedarf anzuerkennen, es sei denn, der zuständige Träger 
der Sozialhilfe hat den darüber hinausgehenden 
Aufwendungen vorher zugestimmt. 
3Wohnungsbeschaffungskosten, Mietkautionen, 
Genossenschaftsanteile und Umzugskosten können bei 
vorheriger Zustimmung übernommen werden; 
Mietkautionen und Genossenschaftsanteile sollen als 

Darlehen erbracht werden. 4Eine Zustimmung soll erteilt 
werden, wenn der Umzug durch den Träger der 
Sozialhilfe veranlasst wird oder aus anderen Gründen 
notwendig ist und wenn ohne die Zustimmung eine 
Unterkunft in einem angemessenen Zeitraum nicht 
gefunden werden kann. [verschoben aus § 35 Abs. 2 
Sätze 3 bis 6 aF] 

7.  (3) 1Bedarfe für Unterkunft und Heizung sind auf Antrag 
der leistungsberechtigten Person durch Direktzahlung an 
den Vermieter oder andere Empfangsberechtigte zu 
decken; § 43a Absatz 3 gilt entsprechend. 
2Direktzahlungen an den Vermieter oder andere 
Empfangsberechtigte sollen erfolgen, wenn die 
zweckentsprechende Verwendung durch die 

leistungsberechtigte Person nicht sichergestellt ist. 3Das 
ist insbesondere der Fall, wenn 

7.  1. Mietrückstände bestehen, die zu einer 
außerordentlichen Kündigung des Mietverhältnisses 
berechtigten, 

7.  2. Energierückstände bestehen, die zu einer 
Unterbrechung der Energieversorgung berechtigten, 

7.  3. konkrete Anhaltspunkte für ein krankheits- oder 
suchtbedingtes Unvermögen der leistungsberechtigten 
Person bestehen, die Mittel zweckentsprechend zu 
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verwenden, oder 

7.  4. konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die im 
Schuldnerverzeichnis eingetragene leistungsberechtigte 
Person die Mittel nicht zweckentsprechend verwendet. 

8.  § 35a Satzung § 35b Satzung 

8. 
 
 
8. a) 

 

 

 

 
8. b) 

 

8. c) 

1Hat ein Kreis oder eine kreisfreie Stadt eine Satzung 
nach den §§ 22a bis 22c des Zweiten Buches erlassen, so 
gilt sie für die Höhe der anzuerkennenden Bedarfe für 
die Unterkunft nach § 35 Absatz 1 und 2 des zuständigen 
Trägers der Sozialhilfe entsprechend, sofern darin nach 
§ 22b Absatz 3 des Zweiten Buches Sonderregelungen für 
Personen mit einem besonderen Bedarf für Unterkunft 
und Heizung getroffen werden und dabei zusätzlich auch 
die Bedarfe älterer Menschen berücksichtigt werden. 
2Dies gilt auch für die Höhe der anzuerkennenden 
Bedarfe für Heizung nach § 35 Absatz 4, soweit die 
Satzung Bestimmungen nach § 22b Absatz 1 Satz 2 und 3 
des Zweiten Buches enthält. 3In Fällen der Sätze 1 und 2 
ist § 35 Absatz 3 und 4 Satz 2 und 3 nicht anzuwenden. 

1Hat ein Kreis oder eine kreisfreie Stadt eine Satzung 
nach den §§ 22a bis 22c des Zweiten Buches erlassen, so 
gilt sie für die Höhe der anzuerkennenden Bedarfe für 
die Unterkunft nach § 35 Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 und 
§ 35a Absatz 2 des zuständigen Trägers der Sozialhilfe 
entsprechend, sofern darin nach § 22b Absatz 3 des 
Zweiten Buches Sonderregelungen für Personen mit 
einem besonderen Bedarf für Unterkunft und Heizung 
getroffen werden und dabei zusätzlich auch die Bedarfe 
älterer Menschen berücksichtigt werden. 2Dies gilt auch 
für die Höhe der anzuerkennenden Bedarfe für Heizung 
nach § 35 Absatz 5, soweit die Satzung Bestimmungen 
nach § 22b Absatz 1 Satz 2 und 3 des Zweiten Buches 
enthält. 3In Fällen der Sätze 1 und 2 ist § 35 Absatz 4 und 
5 Satz 2 und 3 nicht anzuwenden. 

9. § 39a Einschränkung der Leistung § 39a (weggefallen) 

9. (1) 1Lehnen Leistungsberechtigte entgegen ihrer 
Verpflichtung die Aufnahme einer Tätigkeit oder die 
Teilnahme an einer erforderlichen Vorbereitung ab, 
vermindert sich die maßgebende Regelbedarfsstufe in 
einer ersten Stufe um bis zu 25 vom Hundert, bei 
wiederholter Ablehnung in weiteren Stufen um jeweils 
bis zu 25 vom Hundert. 2Die Leistungsberechtigten sind 
vorher entsprechend zu belehren. 

 

9. (2) § 26 Abs. 1 Satz 2 findet Anwendung.  

 § 42a Bedarfe für Unterkunft und Heizung § 42a Bedarfe für Unterkunft und Heizung 

10. (1) Für Leistungsberechtigte sind angemessene Bedarfe 
für Unterkunft und Heizung nach dem Vierten Abschnitt 
des Dritten Kapitels sowie nach § 42 Nummer 4 
Buchstabe b anzuerkennen, soweit in den folgenden 
Absätzen nichts Abweichendes geregelt ist. 

(1) 1Für Leistungsberechtigte sind angemessene Bedarfe 
für Unterkunft und Heizung nach dem Vierten Abschnitt 
des Dritten Kapitels sowie nach § 42 Nummer 4 
Buchstabe b anzuerkennen, soweit in den folgenden 
Absätzen nichts Abweichendes geregelt ist. 2§ 35 
Absatz 1 Satz 2 bis 5 gilt nicht in den Fällen der Absätze 3 
und 5 bis 7. 

 (2) 1Für die Anerkennung von Bedarfen für Unterkunft 
und Heizung bei 

 

 1. Leistungsberechtigten, die in einer Wohnung nach 
Satz 2 leben, gelten die Absätze 3 und 4, 

 

 2. Leistungsberechtigten, die nicht in einer Wohnung 
nach Nummer 1 leben, weil ihnen zur Erbringung von 
Leistungen nach Teil 2 des Neunten Buches allein oder zu 
zweit ein persönlicher Wohnraum und zusätzliche 
Räumlichkeiten zur gemeinschaftlichen Nutzung nach 
Satz 3 zu Wohnzwecken überlassen werden, gelten die 
Absätze 5 und 6, 
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 3. Leistungsberechtigten, die weder in einer Wohnung 
nach Nummer 1 noch in einem persönlichen Wohnraum 
und zusätzlichen Räumlichkeiten nach Nummer 2 
untergebracht sind und für die § 42 Nummer 4 
Buchstabe b nicht anzuwenden ist, gilt Absatz 7. 

 

 2Wohnung ist die Zusammenfassung mehrerer Räume, 
die von anderen Wohnungen oder Wohnräumen baulich 
getrennt sind und die in ihrer Gesamtheit alle für die 
Führung eines Haushalts notwendigen Einrichtungen, 
Ausstattungen und Räumlichkeiten umfassen. 
3Persönlicher Wohnraum ist ein Wohnraum, der 
Leistungsberechtigten allein oder zu zweit zur alleinigen 
Nutzung überlassen wird, und zusätzliche Räumlichkeiten 
sind Räume, die Leistungsberechtigten zusammen mit 
weiteren Personen zur gemeinschaftlichen Nutzung 
überlassen werden. 

 

 (3) 1Lebt eine leistungsberechtigte Person  

 1. zusammen mit mindestens einem Elternteil, mit 
mindestens einem volljährigen Geschwisterkind oder 
einem volljährigen Kind in einer Wohnung im Sinne von 
Absatz 2 Satz 2 und sind diese Mieter oder Eigentümer 
der gesamten Wohnung (Mehrpersonenhaushalt) und 

 

 2. ist sie nicht vertraglich zur Tragung von 
Unterkunftskosten verpflichtet, 

 

 sind ihr Bedarfe für Unterkunft und Heizung nach den 
Sätzen 2 bis 5 anzuerkennen. 2Als Bedarf sind 
leistungsberechtigten Personen nach Satz 1 diejenigen 
Aufwendungen für Unterkunft als Bedarf anzuerkennen, 
die sich aus der Differenz der angemessenen 
Aufwendungen für den Mehrpersonenhaushalt 
entsprechend der Anzahl der dort wohnenden Personen 
ergeben und für einen Haushalt mit einer um eins 
verringerten Personenzahl. 3Für die als Bedarf zu 
berücksichtigenden angemessenen Aufwendungen für 
Heizung ist der Anteil an den tatsächlichen 
Gesamtaufwendungen für die Heizung der Wohnung zu 
berücksichtigen, der sich für die Aufwendungen für die 
Unterkunft nach Satz 2 ergibt. 4Abweichend von § 35 
kommt es auf die nachweisbare Tragung von 
tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung 
nicht an. 5Die Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn die mit 
der leistungsberechtigten Person zusammenlebenden 
Personen darlegen, dass sie ihren Lebensunterhalt 
einschließlich der ungedeckten angemessenen 
Aufwendungen für Unterkunft und Heizung aus eigenen 
Mitteln nicht decken können; in diesen Fällen findet 
Absatz 4 Satz 1 Anwendung. 

 

 (4) 1Lebt eine leistungsberechtigte Person zusammen mit 
anderen Personen in einer Wohnung im Sinne von 
Absatz 2 Satz 2 (Wohngemeinschaft) oder lebt die 
leistungsberechtigte Person zusammen mit in Absatz 3 
Satz 1 Nummer 1 genannten Personen und ist sie 
vertraglich zur Tragung von Unterkunftskosten 
verpflichtet, sind die von ihr zu tragenden 
Aufwendungen für Unterkunft und Heizung bis zu dem 
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Betrag als Bedarf anzuerkennen, der ihrem nach der Zahl 
der Bewohner zu bemessenden Anteil an den 
Aufwendungen für Unterkunft und Heizung entspricht, 
die für einen entsprechenden Mehrpersonenhaushalt als 
angemessen gelten. 2Satz 1 gilt nicht, wenn die 
leistungsberechtigte Person auf Grund einer 
mietvertraglichen Vereinbarung nur für konkret 
bestimmte Anteile des Mietzinses zur Zahlung 
verpflichtet ist; in diesem Fall sind die tatsächlichen 
Aufwendungen für Unterkunft und Heizung bis zu dem 
Betrag als Bedarf anzuerkennen, der für einen 
Einpersonenhaushalt angemessen ist, soweit der von der 
leistungsberechtigten Person zu zahlende Mietzins zur 
gesamten Wohnungsmiete in einem angemessenen 
Verhältnis steht. 3Übersteigen die tatsächlichen 
Aufwendungen der leistungsberechtigten Person die 
nach den Sätzen 1 und 2 angemessenen Aufwendungen 
für Unterkunft und Heizung, gilt § 35 Absatz 2 
entsprechend. 

 (5) 1Für leistungsberechtigte Personen, die in 
Räumlichkeiten nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 leben, 
werden die tatsächlichen Aufwendungen für die 
Unterkunft, soweit sie angemessen sind, als Bedarf 
berücksichtigt für 

 

 1. den persönlichen Wohnraum in voller Höhe, wenn er 
allein bewohnt wird, und jeweils hälftig, wenn er von 
zwei Personen bewohnt wird, 

 

 2. einen Zuschlag für den persönlichen Wohnraum, der 
vollständig oder teilweise möbliert zur Nutzung 
überlassen wird, in der sich daraus ergebenden Höhe, 

 

 3. die Räumlichkeiten, die vorrangig zur 
gemeinschaftlichen Nutzung der leistungsberechtigten 
Person und anderer Bewohner bestimmt sind 
(Gemeinschaftsräume), mit einem Anteil, der sich aus 
der Anzahl der vorgesehenen Nutzer bei gleicher 
Aufteilung ergibt. 

 

 2Für die tatsächlichen Aufwendungen für die Heizung 
werden die auf den persönlichen Wohnraum und die auf 
die Gemeinschaftsräume entfallenden Anteile als Bedarf 

anerkannt, soweit sie angemessen sind. 3Tatsächliche 
Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach den 
Sätzen 1 und 2 gelten als angemessen, wenn sie die Höhe 
der durchschnittlichen angemessenen tatsächlichen 
Aufwendungen für die Warmmiete von 
Einpersonenhaushalten nach § 45a nicht überschreiten. 
4Überschreiten die tatsächlichen Aufwendungen die 
Angemessenheitsgrenze nach Satz 3, sind um bis zu 25 
Prozent höhere als die angemessenen Aufwendungen 
anzuerkennen, wenn die leistungsberechtigte Person die 
höheren Aufwendungen durch einen Vertrag mit 
gesondert ausgewiesenen zusätzlichen Kosten nachweist 
für 

 

 1. Zuschläge nach Satz 1 Nummer 2,  

 2. Wohn- und Wohnnebenkosten, sofern diese Kosten im 
Verhältnis zu vergleichbaren Wohnformen angemessen 
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sind, 

 3. Haushaltsstrom, Instandhaltung des persönlichen 
Wohnraums und der Räumlichkeiten zur 
gemeinschaftlichen Nutzung sowie die Ausstattung mit 
Haushaltsgroßgeräten oder 

 

 4. Gebühren für Telekommunikation sowie Gebühren für 
den Zugang zu Rundfunk, Fernsehen und Internet. 

 

 5Die zusätzlichen Aufwendungen nach Satz 4 Nummer 2 
bis 4 sind nach der Anzahl der in einer baulichen Einheit 
lebenden Personen zu gleichen Teilen aufzuteilen. 

 

 (6) 1Übersteigen die Aufwendungen für die Unterkunft 
nach Absatz 4 den der Besonderheit des Einzelfalles 
angemessenen Umfang und hat der für die Ausführung 
des Gesetzes nach diesem Kapitel zuständige Träger 
Anhaltspunkte dafür, dass ein anderer Leistungsträger 
diese Aufwendungen ganz oder teilweise zu übernehmen 
verpflichtet ist, wirkt er auf eine sachdienliche 
Antragstellung bei diesem Leistungsträger hin. 
2Übersteigen die tatsächlichen Aufwendungen die 
Angemessenheitsgrenze nach Absatz 5 Satz 3 um mehr 
als 25 Prozent, umfassen die Leistungen nach Teil 2 des 
Neunten Buches auch diese Aufwendungen. 

 

 (7) 1Lebt eine leistungsberechtigte Person in einer 
sonstigen Unterkunft nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
allein, so sind höchstens die durchschnittlichen 
angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für die 
Warmmiete eines Einpersonenhaushaltes im örtlichen 
Zuständigkeitsbereich des für die Ausführung des 
Gesetzes nach diesem Kapitel zuständigen Trägers als 

Bedarf anzuerkennen. 2Lebt die leistungsberechtigte 
Person zusammen mit anderen Bewohnern in einer 
sonstigen Unterkunft, so sind höchstens die 
angemessenen tatsächlichen Aufwendungen als Bedarf 
anzuerkennen, die die leistungsberechtigte Person nach 
der Zahl der Bewohner anteilig an einem 
entsprechenden Mehrpersonenhaushalt zu tragen hätte. 
3Höhere als die sich nach Satz 1 oder 2 ergebenden 
Aufwendungen können im Einzelfall als Bedarf anerkannt 
werden, wenn 

 

 1. eine leistungsberechtigte Person voraussichtlich 
innerhalb von sechs Monaten ab der erstmaligen 
Anerkennung von Bedarfen nach Satz 1 oder Satz 2 in 
einer angemessenen Wohnung untergebracht werden 
kann oder, sofern dies als nicht möglich erscheint, 
voraussichtlich auch keine hinsichtlich Ausstattung und 
Größe sowie Höhe der Aufwendungen angemessene 
Unterbringung in einer sonstigen Unterkunft verfügbar 
ist oder 

 

 2. die Aufwendungen zusätzliche haushaltsbezogene 
Aufwendungen beinhalten, die ansonsten über die 
Regelbedarfe abzudecken wären. 

 

 § 46a Erstattung durch den Bund § 46a Erstattung durch den Bund 

11. a) (1) Der Bund erstattet den Ländern  (1) Der Bund erstattet den Ländern jeweils einen Anteil 
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von 100 Prozent der im jeweiligen Kalenderjahr den für 
die Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel 
zuständigen Trägern entstandenen Nettoausgaben für 
Geldleistungen nach diesem Kapitel. 

11. a) 1. im Jahr 2013 einen Anteil von 75 Prozent und  

11. a) 2. ab dem Jahr 2014 jeweils einen Anteil von 100 Prozent  

11. a) der im jeweiligen Kalenderjahr den für die Ausführung 
des Gesetzes nach diesem Kapitel zuständigen Trägern 
entstandenen Nettoausgaben für Geldleistungen nach 
diesem Kapitel. 

 

 (2) 1Die Höhe der Nettoausgaben für Geldleistungen 
nach Absatz 1 ergibt sich aus den Bruttoausgaben der für 
die Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel 
zuständigen Träger, abzüglich der auf diese 
Geldleistungen entfallenden Einnahmen. 2Einnahmen 
nach Satz 1 sind insbesondere Einnahmen aus 
Aufwendungen, Kostenersatz und Ersatzansprüchen 
nach dem Dreizehnten Kapitel, soweit diese auf 
Geldleistungen nach diesem Kapitel entfallen, aus dem 
Übergang von Ansprüchen nach § 93 sowie aus 
Erstattungen anderer Sozialleistungsträger nach dem 
Zehnten Buch. 

 

 (3) 1Der Abruf der Erstattungen durch die Länder erfolgt 
quartalsweise. 2Die Abrufe sind 

 

 1. vom 15. März bis 14. Mai,  

 2. vom 15. Juni bis 14. August,  

 3. vom 15. September bis 14. November und  

 4. vom 1. Januar bis 28. Februar des Folgejahres  

 zulässig (Abrufzeiträume). 3Werden Leistungen für 
Leistungszeiträume im folgenden Haushaltsjahr zur 
fristgerechten Auszahlung an den Leistungsberechtigten 
bereits im laufenden Haushaltsjahr erbracht, sind die 
entsprechenden Nettoausgaben im Abrufzeitraum 15. 
März bis 14. Mai des Folgejahres abzurufen. 4Der Abruf 
für Nettoausgaben aus Vorjahren, für die bereits ein 
Jahresnachweis vorliegt, ist in den darauf folgenden 
Jahren nach Maßgabe des Absatzes 1 jeweils nur vom 15. 
Juni bis 14. August zulässig. 

 

11. b) (4) 1Die Länder gewährleisten die Prüfung, dass die 
Ausgaben für Geldleistungen der für die Ausführung des 
Gesetzes nach diesem Kapitel zuständigen Träger 
begründet und belegt sind und den Grundsätzen für 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. 2Sie 
haben dies dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales für das jeweils abgeschlossene Quartal in 

tabellarischer Form zu belegen (Quartalsnachweis). 3In 
den Quartalsnachweisen sind  

(4) 1Die Länder gewährleisten die Prüfung, dass die 
Ausgaben für Geldleistungen der für die Ausführung des 
Gesetzes nach diesem Kapitel zuständigen Träger 
begründet und belegt sind und den Grundsätzen für 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. 2Sie 
haben dies dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales für das jeweils abgeschlossene Quartal in 

tabellarischer Form zu belegen (Quartalsnachweis). 3In 
den Quartalsnachweisen sind 

11. b) 1. die Bruttoausgaben für Geldleistungen nach § 46a 
Absatz 2 sowie die darauf entfallenden Einnahmen, 

1. die Bruttoausgaben für Geldleistungen nach § 46a 
Absatz 2 sowie die darauf entfallenden Einnahmen, 

11. b) 2. die Bruttoausgaben und Einnahmen nach Nummer 1, 
differenziert nach Leistungen für Leistungsberechtigte 

2. die Bruttoausgaben und Einnahmen nach Nummer 1, 
differenziert nach Leistungen für Leistungsberechtigte 
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außerhalb und in Einrichtungen, 

11. b)  a) in Wohnungen und sonstigen Unterkünften nach § 42a 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 3, 

11. b)  b) in der besonderen Wohnform nach § 42a Absatz 2 
Nummer 2 

11. b)  c) in Einrichtungen, für die § 42 Nummer 2 Buchstabe b 
anzuwenden ist, 

11. b) 3. erstmals ab dem Jahr 2016 die Bruttoausgaben und 
Einnahmen nach Nummer 1, differenziert nach 
Leistungen für Leistungsberechtigte nach § 41 Absatz 2 
und 3 

3. die Bruttoausgaben und Einnahmen nach Nummer 1, 
differenziert nach Leistungen für Leistungsberechtigte 
nach § 41 Absatz 2, 3 und 3a 

11. b) zu belegen. 4Die Quartalsnachweise für die 
Abrufzeiträume nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 3 
sind dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
durch die Länder jeweils zwischen dem 15. und dem 20. 
der Monate Mai, August und November für das jeweils 
abgeschlossene Quartal vorzulegen, für den 
Abrufzeitraum nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 4 zwischen 

dem 1. und 5. März des Folgejahres. 5Die Länder können 
die Quartalsnachweise auch vor den sich nach Satz 4 
ergebenden Terminen vorlegen; ein weiterer Abruf in 
dem für das jeweilige Quartal nach Absatz 3 Satz 1 
geltenden Abrufzeitraum ist nach Vorlage des 
Quartalsnachweises nicht zulässig. 

zu belegen. 4Die Quartalsnachweise für die 
Abrufzeiträume nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 3 
sind dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
durch die Länder jeweils zwischen dem 15. und dem 20. 
der Monate Mai, August und November für das jeweils 
abgeschlossene Quartal vorzulegen, für den 
Abrufzeitraum nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 4 zwischen 

dem 1. und 5. März des Folgejahres. 5Die Länder können 
die Quartalsnachweise auch vor den sich nach Satz 4 
ergebenden Terminen vorlegen; ein weiterer Abruf in 
dem für das jeweilige Quartal nach Absatz 3 Satz 1 
geltenden Abrufzeitraum ist nach Vorlage des 
Quartalsnachweises nicht zulässig. 

11. c) (5) 1Die Länder haben dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales die Angaben nach  

(5) 1Die Länder haben dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales die Angaben nach Absatz 4 Satz 3 
entsprechend bis 31. März des jeweils folgenden Jahres 
in tabellarischer Form zu belegen (Jahresnachweis). 

11. c) 1. Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 und 2 entsprechend ab dem 
Kalenderjahr 2015 und 

 

11. c) 2. Absatz 4 Satz 3 Nummer 3 entsprechend ab dem 
Kalenderjahr 2016 

 

 bis 31. März des jeweils folgenden Jahres in 

tabellarischer Form zu belegen (Jahresnachweis). 2Die 
Angaben nach Satz 1 sind zusätzlich für die für die 
Ausführung nach diesem Kapitel zuständigen Träger zu 
differenzieren. 

2Die Angaben nach Satz 1 sind zusätzlich für die für die 
Ausführung nach diesem Kapitel zuständigen Träger zu 
differenzieren. 

 § 82 Begriff des Einkommens § 82 Begriff des Einkommens 

 (1) 1Zum Einkommen gehören alle Einkünfte in Geld oder 

Geldeswert. 2Nicht zum Einkommen gehören  

(1) 1Zum Einkommen gehören alle Einkünfte in Geld oder 

Geldeswert. 2Nicht zum Einkommen gehören  

 1. Leistungen nach diesem Buch, 1. Leistungen nach diesem Buch, 

 2. die Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz 
und nach den Gesetzen, die eine entsprechende 
Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, 

2. die Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz 
und nach den Gesetzen, die eine entsprechende 
Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, 

12. a) 3. Renten oder Beihilfen nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz für Schaden an Leben 
sowie an Körper oder Gesundheit bis zur Höhe der 
vergleichbaren Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und 

3. Renten oder Beihilfen nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz für Schaden an Leben 
sowie an Körper oder Gesundheit bis zur Höhe der 
vergleichbaren Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz,  
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12. b) 4. Aufwandsentschädigungen nach § 1835a des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs kalenderjährlich bis zu dem in 
§ 3 Nummer 26 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes 
genannten Betrag. 

4. Aufwandsentschädigungen nach § 1835a des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs kalenderjährlich bis zu dem in 
§ 3 Nummer 26 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes 
genannten Betrag, 

12. c)  5. Mutterschaftsgeld nach § 19 des 
Mutterschutzgesetzes und 

12. d)  6. Einnahmen von Schülerinnen und Schülern allgemein- 
oder berufsbildender Schulen, die das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, aus Erwerbstätigkeiten, die 
in den Schulferien ausgeübt werden. Dies gilt nicht für 
Schülerinnen und Schüler, die einen Anspruch auf 
Ausbildungsvergütung haben. Die Bestimmungen des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes bleiben unberührt. Findet 
die Erwerbstätigkeit während der Schulzeit statt, ist ein 
Betrag von insgesamt 520 Euro monatlich von dem 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit abzusetzen bei 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die das 25. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die eine nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz dem Grunde 
nach förderungsfähige Ausbildung absolvieren, eine nach 
§ 57 Absatz 1 des Dritten Buches dem Grunde nach 
förderungsfähige Ausbildung absolvieren oder die 
Schülerinnen und Schüler allgemein- oder 
berufsbildender Schulen sind. 

 3Einkünfte aus Rückerstattungen, die auf 
Vorauszahlungen beruhen, die Leistungsberechtigte aus 
dem Regelsatz erbracht haben, sind kein Einkommen. 
4Bei Minderjährigen ist das Kindergeld dem jeweiligen 
Kind als Einkommen zuzurechnen, soweit es bei diesem 
zur Deckung des notwendigen Lebensunterhaltes, mit 
Ausnahme der Bedarfe nach § 34, benötigt wird. 

3Einkünfte aus Rückerstattungen, die auf 
Vorauszahlungen beruhen, die Leistungsberechtigte aus 
dem Regelsatz erbracht haben, sind kein Einkommen. 
4Bei Minderjährigen ist das Kindergeld dem jeweiligen 
Kind als Einkommen zuzurechnen, soweit es bei diesem 
zur Deckung des notwendigen Lebensunterhaltes, mit 
Ausnahme der Bedarfe nach § 34, benötigt wird. 

 (2) 1Von dem Einkommen sind abzusetzen   

 1. auf das Einkommen entrichtete Steuern,  

 2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich 
der Beiträge zur Arbeitsförderung, 

 

 3. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen 
oder ähnlichen Einrichtungen, soweit diese Beiträge 
gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und Höhe 
angemessen sind, sowie geförderte 
Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des 
Einkommensteuergesetzes, soweit sie den 
Mindesteigenbeitrag nach § 86 des 
Einkommensteuergesetzes nicht überschreiten, und 

 

 4. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen 
notwendigen Ausgaben. 

 

 2Erhält eine leistungsberechtigte Person aus einer 
Tätigkeit Bezüge oder Einnahmen, die nach § 3 
Nummer 12, 26 oder 26a des Einkommensteuergesetzes 
steuerfrei sind oder die als Taschengeld nach § 2 
Nummer 4 des Bundesfreiwilligendienstgesetzes oder 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 des 
Jugendfreiwilligendienstegesetzes gezahlt werden, ist 
abweichend von Satz 1 Nummer 2 bis 4 und den 
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Absätzen 3 und 6 ein Betrag von bis zu 250 Euro 
monatlich nicht als Einkommen zu berücksichtigen. 
3Soweit ein Betrag nach Satz 2 in Anspruch genommen 
wird, gelten die Beträge nach Absatz 3 Satz 1 zweiter 
Halbsatz und nach Absatz 6 Satz 1 zweiter Halbsatz 
insoweit als ausgeschöpft. 

 (3) 1Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung ist 
ferner ein Betrag in Höhe von 30 vom Hundert des 
Einkommens aus selbständiger und nichtselbständiger 
Tätigkeit der Leistungsberechtigten abzusetzen, 
höchstens jedoch 50 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 

1 nach der Anlage zu § 28. 2Abweichend von Satz 1 ist bei 
einer Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte 
Menschen oder bei einem anderen Leistungsanbieter 
nach § 60 des Neunten Buches von dem Entgelt ein 
Achtel der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 
zuzüglich 50 vom Hundert des diesen Betrag 

übersteigenden Entgelts abzusetzen. 3Im Übrigen kann in 
begründeten Fällen ein anderer als in Satz 1 festgelegter 
Betrag vom Einkommen abgesetzt werden. 

 

 (4) Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung ist 
ferner ein Betrag von 100 Euro monatlich aus einer 
zusätzlichen Altersvorsorge der Leistungsberechtigten 
zuzüglich 30 vom Hundert des diesen Betrag 
übersteigenden Einkommens aus einer zusätzlichen 
Altersvorsorge der Leistungsberechtigten abzusetzen, 
höchstens jedoch 50 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 
1 nach der Anlage zu § 28. 

 

 (5) 1Einkommen aus einer zusätzlichen Altersvorsorge im 
Sinne des Absatzes 4 ist jedes monatlich bis zum 
Lebensende ausgezahlte Einkommen, auf das der 
Leistungsberechtigte vor Erreichen der Regelaltersgrenze 
auf freiwilliger Grundlage Ansprüche erworben hat und 
das dazu bestimmt und geeignet ist, die 
Einkommenssituation des Leistungsberechtigten 
gegenüber möglichen Ansprüchen aus Zeiten einer 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nach den §§ 1 bis 4 des Sechsten 
Buches, nach § 1 des Gesetzes über die Alterssicherung 
der Landwirte, aus beamtenrechtlichen 
Versorgungsansprüchen und aus Ansprüchen aus Zeiten 
einer Versicherungspflicht in einer Versicherungs- und 
Versorgungseinrichtung, die für Angehörige bestimmter 

Berufe errichtet ist, zu verbessern. 2Als Einkommen aus 
einer zusätzlichen Altersvorsorge gelten auch laufende 
Zahlungen aus  

 

 1. einer betrieblichen Altersversorgung im Sinne des 
Betriebsrentengesetzes, 

 

 2. einem nach § 5 des Altersvorsorgeverträge-
Zertifizierungsgesetzes zertifizierten 
Altersvorsorgevertrag und 

 

 3. einem nach § 5a des Altersvorsorgeverträge-
Zertifizierungsgesetzes zertifizierten Basisrentenvertrag. 
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 3Werden bis zu zwölf Monatsleistungen aus einer 
zusätzlichen Altersvorsorge, insbesondere gemäß einer 
Vereinbarung nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 3 erster 
Halbsatz des Einkommensteuergesetzes, 
zusammengefasst, so ist das Einkommen gleichmäßig auf 
den Zeitraum aufzuteilen, für den die Auszahlung 
erfolgte. 

 

 (6) Für Personen, die Leistungen der Hilfe zur Pflege, der 
Blindenhilfe oder Leistungen der Eingliederungshilfe 
nach dem Neunten Buch erhalten, ist ein Betrag in Höhe 
von 40 Prozent des Einkommens aus selbständiger und 
nichtselbständiger Tätigkeit der Leistungsberechtigten 
abzusetzen, höchstens jedoch 65 Prozent der 
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28. 

 

 (7) 1Einmalige Einnahmen, bei denen für den Monat des 
Zuflusses bereits Leistungen ohne Berücksichtigung der 
Einnahme erbracht worden sind, werden im Folgemonat 

berücksichtigt. 2Entfiele der Leistungsanspruch durch die 
Berücksichtigung in einem Monat, ist die einmalige 
Einnahme auf einen Zeitraum von sechs Monaten 
gleichmäßig zu verteilen und mit einem entsprechenden 

Teilbetrag zu berücksichtigen. 3In begründeten 
Einzelfällen ist der Anrechnungszeitraum nach Satz 2 

angemessen zu verkürzen. 4Die Sätze 1 und 2 sind auch 
anzuwenden, soweit während des Leistungsbezugs eine 
Auszahlung zur Abfindung einer Kleinbetragsrente im 
Sinne des § 93 Absatz 3 Satz 2 des 
Einkommensteuergesetzes oder nach § 3 Absatz 2 des 
Betriebsrentengesetzes erfolgt und durch den 
ausgezahlten Betrag das Vermögen überschritten wird, 
welches nach § 90 Absatz 2 Nummer 9 und Absatz 3 
nicht einzusetzen ist. 

 

 § 90 Einzusetzendes Vermögen § 90 Einzusetzendes Vermögen 

 (1) Einzusetzen ist das gesamte verwertbare Vermögen.  

 (2) Die Sozialhilfe darf nicht abhängig gemacht werden 
vom Einsatz oder von der Verwertung  

(2) Die Sozialhilfe darf nicht abhängig gemacht werden 
vom Einsatz oder von der Verwertung  

 1. eines Vermögens, das aus öffentlichen Mitteln zum 
Aufbau oder zur Sicherung einer Lebensgrundlage oder 
zur Gründung eines Hausstandes erbracht wird, 

1. eines Vermögens, das aus öffentlichen Mitteln zum 
Aufbau oder zur Sicherung einer Lebensgrundlage oder 
zur Gründung eines Hausstandes erbracht wird, 

 2. eines nach § 10a oder Abschnitt XI des 
Einkommensteuergesetzes geförderten 
Altersvorsorgevermögens im Sinne des § 92 des 
Einkommensteuergesetzes; dies gilt auch für das in der 
Auszahlungsphase insgesamt zur Verfügung stehende 
Kapital, soweit die Auszahlung als monatliche oder als 
sonstige regelmäßige Leistung im Sinne von § 82 
Absatz 5 Satz 3 erfolgt; für diese Auszahlungen ist § 82 
Absatz 4 und 5 anzuwenden, 

2. eines nach § 10a oder Abschnitt XI des 
Einkommensteuergesetzes geförderten 
Altersvorsorgevermögens im Sinne des § 92 des 
Einkommensteuergesetzes; dies gilt auch für das in der 
Auszahlungsphase insgesamt zur Verfügung stehende 
Kapital, soweit die Auszahlung als monatliche oder als 
sonstige regelmäßige Leistung im Sinne von § 82 
Absatz 5 Satz 3 erfolgt; für diese Auszahlungen ist § 82 
Absatz 4 und 5 anzuwenden, 

 3. eines sonstigen Vermögens, solange es nachweislich 
zur baldigen Beschaffung oder Erhaltung eines 
Hausgrundstücks im Sinne der Nummer 8 bestimmt ist, 
soweit dieses Wohnzwecken von Menschen mit einer 
wesentlichen Behinderung oder einer drohenden 

3. eines sonstigen Vermögens, solange es nachweislich 
zur baldigen Beschaffung oder Erhaltung eines 
Hausgrundstücks im Sinne der Nummer 8 bestimmt ist, 
soweit dieses Wohnzwecken von Menschen mit einer 
wesentlichen Behinderung oder einer drohenden 

https://www.sozialrecht-rosenow.de/


 
 

Synopse Art. 5 & Art. 9 - SGB XII & VO zu § 90 SGB XII 

zum Referentenentwurf des BMAS für ein Bürgergeld-Gesetz vom 21.7.2022 Seite 19 von 20 

Quelle: www.sozialrecht-rosenow.de 

 

 
schwarz: keine Textänderung - grün: neu eingefügt - rot: gestrichen - lila: verschobene Passagen 

dunkelblau: Umformulierungen ohne Änderung der Bedeutung - blau: Hinweise 

wesentlichen Behinderung (§ 99 Absatz 1 und 2 des 
Neunten Buches) oder von blinden Menschen (§ 72) oder 
pflegebedürftigen Menschen (§ 61) dient oder dienen 
soll und dieser Zweck durch den Einsatz oder die 
Verwertung des Vermögens gefährdet würde, 

wesentlichen Behinderung (§ 99 Absatz 1 und 2 des 
Neunten Buches) oder von blinden Menschen (§ 72) oder 
pflegebedürftigen Menschen (§ 61) dient oder dienen 
soll und dieser Zweck durch den Einsatz oder die 
Verwertung des Vermögens gefährdet würde, 

 4. eines angemessenen Hausrats; dabei sind die 
bisherigen Lebensverhältnisse der nachfragenden Person 
zu berücksichtigen, 

4. eines angemessenen Hausrats; dabei sind die 
bisherigen Lebensverhältnisse der nachfragenden Person 
zu berücksichtigen, 

 5. von Gegenständen, die zur Aufnahme oder 
Fortsetzung der Berufsausbildung oder der 
Erwerbstätigkeit unentbehrlich sind, 

5. von Gegenständen, die zur Aufnahme oder 
Fortsetzung der Berufsausbildung oder der 
Erwerbstätigkeit unentbehrlich sind, 

 6. von Familien- und Erbstücken, deren Veräußerung für 
die nachfragende Person oder ihre Familie eine 
besondere Härte bedeuten würde, 

6. von Familien- und Erbstücken, deren Veräußerung für 
die nachfragende Person oder ihre Familie eine 
besondere Härte bedeuten würde, 

 7. von Gegenständen, die zur Befriedigung geistiger, 
insbesondere wissenschaftlicher oder künstlerischer 
Bedürfnisse dienen und deren Besitz nicht Luxus ist, 

7. von Gegenständen, die zur Befriedigung geistiger, 
insbesondere wissenschaftlicher oder künstlerischer 
Bedürfnisse dienen und deren Besitz nicht Luxus ist, 

 8. eines angemessenen Hausgrundstücks, das von der 
nachfragenden Person oder einer anderen in den § 19 
Abs. 1 bis 3 genannten Person allein oder zusammen mit 
Angehörigen ganz oder teilweise bewohnt wird und nach 
ihrem Tod von ihren Angehörigen bewohnt werden soll. 
2Die Angemessenheit bestimmt sich nach der Zahl der 
Bewohner, dem Wohnbedarf (zum Beispiel behinderter, 
blinder oder pflegebedürftiger Menschen), der 
Grundstücksgröße, der Hausgröße, dem Zuschnitt und 
der Ausstattung des Wohngebäudes sowie dem Wert des 
Grundstücks einschließlich des Wohngebäudes, 

8. eines angemessenen Hausgrundstücks, das von der 
nachfragenden Person oder einer anderen in den § 19 
Abs. 1 bis 3 genannten Person allein oder zusammen mit 
Angehörigen ganz oder teilweise bewohnt wird und nach 
ihrem Tod von ihren Angehörigen bewohnt werden soll. 
2Die Angemessenheit bestimmt sich nach der Zahl der 
Bewohner, dem Wohnbedarf (zum Beispiel behinderter, 
blinder oder pflegebedürftiger Menschen), der 
Grundstücksgröße, der Hausgröße, dem Zuschnitt und 
der Ausstattung des Wohngebäudes sowie dem Wert des 
Grundstücks einschließlich des Wohngebäudes, 

13. a) 9. kleinerer Barbeträge oder sonstiger Geldwerte; dabei 
ist eine besondere Notlage der nachfragenden Person zu 
berücksichtigen. 

9. kleinerer Barbeträge oder sonstiger Geldwerte; dabei 
ist eine besondere Notlage der nachfragenden Person zu 
berücksichtigen, 

13. b)  10. eines angemessenen Kraftfahrzeuges. 

 (3) 1Die Sozialhilfe darf ferner nicht vom Einsatz oder von 
der Verwertung eines Vermögens abhängig gemacht 
werden, soweit dies für den, der das Vermögen 
einzusetzen hat, und für seine unterhaltsberechtigten 

Angehörigen eine Härte bedeuten würde. 2Dies ist bei 
der Leistung nach dem Fünften bis Neunten Kapitel 
insbesondere der Fall, soweit eine angemessene 
Lebensführung oder die Aufrechterhaltung einer 
angemessenen Alterssicherung wesentlich erschwert 
würde. 

 

 Aktuelle Vorschrift RefE 21.7.2022 18:17 

Art. 9 Verordnung zur Durchführung des § 90 Abs. 2 Nr. 9 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

Verordnung zur Durchführung des § 90 Abs. 2 Nr. 9 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

 § 1 § 1 

 1Kleinere Barbeträge oder sonstige Geldwerte im Sinne 
des § 90 Absatz 2 Nummer 9 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch sind: 

1Kleinere Barbeträge oder sonstige Geldwerte im Sinne 
des § 90 Absatz 2 Nummer 9 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch sind: 
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Art. 9 1. für jede in § 19 Absatz 3, § 27 Absatz 1 und 2, § 41 und 
§ 43 Absatz 1 Satz 2 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch genannte volljährige Person sowie für 
jede alleinstehende minderjährige Person, 5 000 Euro, 

1. für jede in § 19 Absatz 3, § 27 Absatz 1 und 2, § 41 und 
§ 43 Absatz 1 Satz 2 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch genannte volljährige Person sowie für 
jede alleinstehende minderjährige Person, 10 000 Euro, 

 2. für jede Person, die von einer Person nach Nummer 1 
überwiegend unterhalten wird, 500 Euro. 

2. für jede Person, die von einer Person nach Nummer 1 
überwiegend unterhalten wird, 500 Euro. 

 Eine minderjährige Person ist alleinstehend im Sinne des 
Satzes 1 Nummer 1, wenn sie unverheiratet und ihr 
Anspruch auf Leistungen nach dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch nicht vom Vermögen ihrer Eltern oder 
eines Elternteils abhängig ist. 

Eine minderjährige Person ist alleinstehend im Sinne des 
Satzes 1 Nummer 1, wenn sie unverheiratet und ihr 
Anspruch auf Leistungen nach dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch nicht vom Vermögen ihrer Eltern oder 
eines Elternteils abhängig ist. 
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